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Beteiligt Euch an den Betriebsratswahlen!
Als stellvertretender Sprecher der SPD-Bundes-
tagsfraktion für Arbeit und Soziales und als Vor-
sitzender der unterfränkischen Arbeitsgemein-
schaft für Arbeitnehmerfragen (AfA) ist es mir 
ein besonderes Anliegen, auf die bevorstehen-
den Betriebs- und Personalratswahlen hinzu-
weisen. Ein Blick nach Lohr zu Bosch Rexroth 

zeigt, wie wichtig starke Arbeitnehmervertretungen sind. Die 
gewählten Betriebsräte vor Ort kämpfen gemeinsam mit der 
Belegschaft für gute Arbeit und faire Entlohnung. Also: Macht mit bei 
den Betriebsratswahlen und stärkt Euren Vertreterinnen und 
Vertretern den Rücken.
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Pronold am Heuchelhof

Eben noch gemeinsam mit der 
bayerischen SPD-Spitze in Veits-
höchheim auf der Faschingssit-
zung, am nächsten Morgen 
schon wieder politisch unter-
wegs … Unser Landesvorsit-
zender Florian Pronold besuchte 
mit mir zusammen in seiner 
Eigenschaft als Parlamenta-
rischer Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit Ende Februar den 
Heuchelhof in Würzburg, um 
sich über das Thema „Soziale 

Stadt“ zu informieren.
Gemeinsam mit Stadtratskandi-
datinnen und -kandidaten der 
SPD, Bürgermeisterin Marion 
Schäfer-Blake und dem OB-
Kandidaten Muchtar Al Ghusain 
standen ein Rundgang und ein 
Besuch in der Werkstatt des 
internationalen Integrationsver-
eins Perspektive e. V. auf dem 
Programm. Ingrid Preischhoff 
und   Werkstattleiter    Alexander 

Himmrich führten durch die 
Werkstatt und gaben einen Ein-
blick in die Arbeit. Jugendliche 
haben hier eine Anlaufstelle und 
die Möglichkeit, verschiedenes 
auszuprobieren – zuletzt wurde 
sogar ein eigenes Musical auf die 
Beine gestellt. Al Ghusain sieht 
hier ein gelungenes Beispiel für 
Maßnahmen, die im Rahmen des 
Projektes angestoßen und jetzt 
von der neuen Bundesregierung 
fortgeführt werden. „Mit diesem 
tollen Angebot  kann vieles auf-
gefangen und Jugendlichen eine 
Perspektive eröffnet werden – 
und darauf kommt es an“, so Al 
Ghusain.
Auch Pronold zeigte sich beein-
druckt und lobte explizit die Ar-
beit des Vereins. Für ihn ist es 
wichtig, „dass beim Projekt 
„Soziale Stadt“ das Geld nicht 
nur in Beton investiert wird, son-
dern auch in die Menschen und 
den sozialen Zusammenhalt vor 
Ort.“
Gute Nachrichten aus Berlin 
hatte er zudem im Gepäck: Die 
neue Bundesregierung hat die 
Mittel für das Projekt „Soziale 
Stadt“ mehr als verdreifacht.
Nach der erfolgreichen Projekt-
durchführung am Heuchelhof 
und in der Zellerau verbindet der 
rot-grüne Oberbürgermeister-
kandidat Muchtar Al Ghusain 
damit die Hoffnung und die Per-
spektive, dass  auch eine Förder-
ung der Lindleinsmühle im Rah-
men der „Sozialen Stadt“ mög-
lich wird. Wir bleiben hier ge-
meinsam dran!

Florian Pronold
zusammen mit den Würzburger

KommunalwahlkämpferInnen
am Heuchelhof auf dem neu

angelegten Spielfeld, das durch
Mittel des Programms „Soziale 
Stadt“ erst ermöglicht wurde.
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Hausbesuche mit Hund
Neben all den Terminen in Berlin 
und Unterfranken stand in den 
letzten Wochen aber auch der 
Kommunalwahlkampf auf der 
Tagesordnung. In Adelsberg, 
Langenprozelten und Hofstetten 
war ich von Haus zu Haus unter-
wegs. Das Foto zeigt, wie Monika 
Poracky und ich dabei auch auf 
den Hund gekommen sind ... Der  
Vierbeiner begrüßte uns so freu-
dig bei einem Hausbesuch in 
Hofstetten, dass wir ihn einfach 
mit aufs Foto nehmen mussten!

VOR ORT

Gabriel im ZAE
Auf meine Vermittlung hin un-
terstützte Vizekanzler und SPD-
Parteivorsitzender Sigmar Ga-
briel  am Rosenmontag den 
Wahlkampf von Muchtar Al Ghu-
sain in Würzburg mit einem Be-
such im Zentrum für Ange-
wandte Energieforschung Bay-
ern e. V. (ZAE).
Hier wird nicht nur über Energie-
sparmaßnahmen und Energie-
efzienz geforscht, hier werden 
auch Produkte zusammen mit 
der Industrie und vielen kleinen 
mittelständischen Unterneh-
men bis zur Marktreife entwick-
elt. Entsprechend beeindruckt 
zeigte sich Gabriel von dem Neu-
bau auf dem Gelände der ehe-
maligen Leighton Barracks in un-
mittelbarer Nähe zum Hubland-
Campus der Universität Würz-
burg. Ein gelungener Antritts-
besuch des Vizekanzlers in Unter-
franken! Mehr zum ZAE unter 
www.zae-bayern.de

HINTERGRUNDINFO
Mit dem Städtebauförderungsprogramm „Soziale Stadt“ unter-
stützt der Bund auf Initiative der SPD seit 1999 die städtebauliche 
Aufwertung und die Stärkung des gesellschaftlichen Zusammen-
halts in benachteiligten Stadt- und Ortsteilen. Das Programm 
widmet sich einer komplexen Aufgabe: Es verknüpft bauliche In-
vestitionen der Stadterneuerung mit Maßnahmen zur Verbesser-
ung der Lebensbedingungen im Stadtteil.
Der Bund stellte 2013 Finanzhilfen in Höhe von 40 Mio. Euro bereit, 
die in der Regel zu gleichen Teilen von Ländern und Kommunen er-
gänzt werden. Durch die Initiativen der SPD wurde im Koalitions-
vertrag eine Verdreifachung der Mittel auf 150 Millionen Euro fest-
geschrieben. Und Bundesministerin Hendricks will diese Mittel 
künftig nicht nur in großen Städten, sondern auch in sog. Mittel-
zentren und im ländlichen Raum einsetzen, um z. B. Abwanderung 
entgegen zu treten! Mehr unter www.sozialestadt.de
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„Geld ist eine Menge da im Sys-
tem, es muss künftig nur anders 
verteilt werden“, ist sich Hilde 
Mattheis sicher. „Die SPD wird 
sich 2014 verstärkt diesem The-
ma widmen.“ 

Klartext in den Klassen

Ungeschminkt und unverblümt 
ging es dann in den beiden Schul-
klassen weiter. Zusammen mit 
Hilde  Mattheis wollte ich von 
den Schülerinnen und Schülern 
einen Einblick in den Arbeits-
alltag bekommen – und wir be-
kamen Klartext. 
Fehlende Mentoren vor Ort, zu 
viel Verantwortung gleich zu Be-
ginn der Ausbildung, viele Wo-
chenenddienste neben der schu-
lischen Ausbildung, zu wenig 
Geld und damit verbunden oft 
Zweitjobs, um die Familie ernäh-
ren zu können – die Auszubil-
denden schilderten ihren Alltag 
und nahmen dabei kein Blatt vor 
den Mund. „Wir brauchen mehr 
Geld für mehr Personal. Nur so 
haben wir auch mehr Zeit für die 
Menschen, die wir pegen sollen. 
Denn Pege ist mehr als Essen, 
Trinken, Körperpege. Zur Pege 
gehören auch Zuhören, ein gutes 
Gespräch und das Eingehen auf 
die Menschen und ihre Bedürf-
nisse. Und dafür haben wir im 
Moment gar keine Zeit.“ 
Dieser Besuch hat mich sehr 
nachdenklich gemacht und auch 
sehr berührt. Auch wenn es nicht 
mein Spezialthema in Berlin ist: 
An diesem Thema bleibe ich 
dran, weil es ein wichtiges The-
ma ist und die Menschen betrifft!

Mattheis in der 
Altenpegeschule

Pegenotstand, mehr Geld für 
Personal, besseres Image – diese 
Schlagworte prägten meinen Be-
such Ende Februar bei den Be-
rufsfachschulen für Altenpege 
und Altenpegehilfe Würzburg 
der bfz gGmbH mit fast 100 
Schülerinnen und Schülern.
Zusammen mit der gesundheits-
politischen Sprecherin der SPD-
Bundestagsfraktion, Hilde Matt-
heis (Ulm), informierte ich mich 
bei der Schulleitung und disku-
tierte dann mit den Schülerinnen 
und Schülern. 

Die ersten Abgeordneten vor Ort

„Sie sind die ersten Abgeord-
neten, die uns hier besuchen, um 
einen Einblick von unserer Arbeit 
zu bekommen“, freute sich Schul-
leiter Utz Walther. Und er kam 
auch gleich zur Sache: Nach-
wuchssorgen in der Pege, das 
schlechte Image der Pegebe-
rufe, die schwierigen Arbeitsbe-
dingungen in vielen Einrichtun-
gen, die unterschiedliche Bezah-
lung je nach Träger – alles wurde 
angesprochen. 
Vor dem Hintergrund von bun-
desweit ca. 40.000 fehlenden 
Pegekräften appellierte Wal-
ther an die Politik: „Die Pege-
sätze müssen erhöht, die Pege-
schlüssel reduziert werden. Nur 
so wird die Pege qualitativ bes-
ser.“ Und das Geld müsse vor 
allem ins Personal ießen, um 
eine angemessene Bezahlung zu 
ermöglichen und um mehr Per-
sonal einstellen zu können. 
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Wissenschaftlicher Vortrag

Wissenschaftlich wurden die Ge-
schehnisse von Christoph Weiß-
mann vom Lehrstuhl für Neuere 
und Neueste Geschichte an der 
Uni Würzburg beleuchtet. In sei-
nem Vortrag schilderte er die 
Machtübernahme Hitlers und 
der NSDAP, beginnend mit der 
Nacht vom 27. auf den 28. Feb-
ruar 1933, als in Berlin der Reichs-
tag brannte und wenige Stunden 
darauf die Nazi-Schergen mit der 
Verfolgung von Juden und der 
Zerstörung jüdischen Eigentums 
und der Synagogen begannen.
Am Tag nach der Eröffnung wur-
de sie den Schülerinnen und 
Schülern vorgestellt. Auch hier 
stand wieder unsere Genossin Ir-
ma Königseder im Mittelpunkt. 
Und die engagierte und auch 
sehr emotionale Diskussion zeigt 
mir: Es war genau richtig, den 
sonst doch recht „trockenen“ ge-
schichtlichen Stoff mit den Er-
innerungen einer Frau aufzufri-
schen, die sehr viel während ihrer 
Vertreibung aus Nordböhmen, 
im Krieg und danach als Flücht-
ling in Bayern erlebt hat.

Ausstellung mit 
Zeitzeugin in Gemünden

Es war ein emotionaler Abend: 
Die Eröffnung der Ausstellung 
„Diktatur und Demokratie im 
Zeitalter der Extreme“ in der 
Mittelschule Gemünden stand 
im Zeichen des sich jährenden 
Reichstagsbrandes und war ge-
prägt von einem wissenschaft-
lichen Vortrag und Erinnerungen 
einer fast 90-Jährigen.

Jubiläumsjahr 2014

Der 100. Jahrestag zum Ausbruch 
des Ersten Weltkrieges, 75 Jahre 
Beginn des Zweiten Weltkriegs, 
25 Jahre friedliche Revolution in 
Deutschland und zehn Jahre Ost-
erweiterung bilden 2014 eine 
Reihe von Jubiläen, die ich zum 
Anlass nahm, um die Ausstellung 
vom 25. bis 28. Februar nach Ge-
münden zu holen. 
„Wir gehören einer Generation 
an, die nichts anderes erlebt hat 
als Frieden“, betonte Rektor Rai-
ner Kunkel bei der Eröffnung am 
Dienstagabend. Daher gelte es, 
aus der Geschichte zu lernen. Aus 
diesem Grund freute er sich, die 
Ausstellung in seiner Schule an-
bieten zu können. 

Irma Königseder aus Lohr

Mit Irma Königseder aus Lohr 
hatten wir eine Frau als Ge-
sprächspartnerin gewinnen kön-
nen, die die Jahre der Nazi-Herr-
schaft miterlebt hat. Die fast 90-
jährige Zeitzeugin gab – von mir 
interviewt – bei der Ausstell-
ungseröffnung einen Einblick in 
ihre Erlebnisse.
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Zukunft für 
Aggregatebau in Lohr?

Es war eine eindrucksvolle De-
monstration auf dem Schloss-
platz. Über 3.200 Menschen ka-
men am 5. Februar zusammen, 
um ihre Solidarität mit den 100 
Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern aus dem Aggregatebau 
auszudrücken. Die Demo hat 
ihren Zweck erfüllt, Bewegung in 
die Verhandlungen zwischen 
Arbeitgeber und Betriebsrat zu 
bringen. Ich bin seit Wochen im 
Kontakt mit Betriebsrat und 
Unternehmensführung und 
durfte auch auf dem Demo 
sprechen.
Nun zeigen sich erste Kompro-
misse. Das ist gut so. Zwar hat 
laut Geschäftsführung der Loh-
rer Aggregatebau in seiner jet-
zigen Form keine Zukunft am 
Lohrer Standort . Doch wird 
immerhin aktuell zwischen Be-
triebsrat und Geschäftsführung 
über die Bildung einer soge-
nannten „Systemgruppe“ ver-
handelt. Dabei handelt es sich 
um eine neu zu schaffende Ab-
teilung, die individuelle System-
lösungen für Kunden erarbeiten 
soll. Teile der Belegschaft des 
Lohrer Aggregatebaus sollen in 
die neue Systemgruppe über-
nommen werden.
Wenn diese Lösung kommt, 
könnte man wichtige Kompeten-
zen am Lohrer Standort halten 
und konzentrieren und Arbeits-
plätze dauerhaft sichern. 

KLARTEXT
Zur Volksabstimmung 
in der Schweiz

Die enge Verzahnung der 
Schweiz mit der EU hat der 
Schweiz viele Vorteile ge-
bracht. Die Personenfreizü-
gigkeit in  der EU ist dabei ei-
ne der größten Errungen-
schaften der europäischen Ei-
nigung und darf nicht in Frage 
gestellt werden. Nicht die Be-
grenzung von Zuwanderung, 
sondern kluge Städtebau- 
und Integrationspolitik sind 
unsere Antwort.

Ich respektiere die demokrati-
sche Entscheidung in der 
Schweiz, die Zuwanderung 
künftig zu beschränken. Für 
die SPD ist jedoch klar: Aus-
grenzung ist keine Lösung!

Die Konsequenzen und Ein-
schränkungen aus der Volks-
abstimmung müssen die Bür-
gerinnen und Bürger, die das 
so gewollt haben, sowie die 
politisch Verantwortlichen 
selbst tragen. Wir dürfen 
gespannt sein, wie das dort 
noch weitergeht … 

Klar ist aber auch: Deutsch-
land und der Rest Europas 
dürfen der Schweiz nicht 
nacheifern. Das würde unse-
rer Wirtschaft schaden, den 
kulturellen Austausch be-
schädigen und all das an 
Freiheit, wofür wir seit Jahr-
zehnten gekämpft haben, 
über Bord werfen. 

VOR ORT

„Immer habe ich nach dem Grund-
satz gehandelt: Lieber Geld verlieren 
als Vertrauen. Die Unantastbarkeit 
meiner Versprechungen, der Glaube 
an den Wert meiner Ware und an 
mein Wort standen mir stets höher 
als ein vorübergehender Gewinn.“
Robert Bosch im Jahr 1921
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Botschafterin aus 
Wiesthal in den USA

Lisa Bonengel aus Wiesthal ist 
eine von deutschlandweit 75 jun-
gen Berufstätigen, die ein Stipen-
dium des Bundestages für einen 
einjährigen Auslandsaufenthalt 
in den USA bekommen haben. Im 
Rahmen des Parlamentarischen 
Patenschaftsprogramms des 
Bundestages habe ich Lisa aus 
vielen Bewerbungen ausgesucht 
und bin nun für die nächsten 
zwölf Monate ihr „Pate“.

An ihr hat mir besonders gefal-
len, dass sie nicht nur das persön-
liche Interesse in den Vorder-
grund stellt, sondern auch den 
Austausch und das Miteinander. 
Auch und gerade im Umwelt-
bereich. Das hat den Ausschlag  
für Lisa gegeben.
 
Klischees positiv verändern

Die jungen Stipendiaten sind in 
den USA Botschafter unseres 
Landes. Lisa möchte einerseits in 
das Leben und die Kultur Ameri-
kas eintauchen und heraus-
nden, ob die Klischees, die in 
den Köpfen der Men-
schen vorherrschen, 
auch in der Realität 
B e s t a n d  h a b e n . 
Gleichzeitig möchte 
sie dazu beitragen, 
das Bi ld,  das die 
Amerikaner  v ie l -
leicht ebenso kli-
scheehaft von den 
Deutschen haben, 
positiv zu verändern. 
Diese Einstellung 
hat mich überzeugt. 

Los geht´s im August

Am 5. August startet Lisa Bon-
engel für ein Jahr nach Amerika. 
Wohin genau, das weiß sie noch 
nicht. In den USA geht sie dann 
ein halbes Jahr aufs College, da-
nach folgt ein halbes Jahr Berufs-
tätigkeit.
 
Zur Person: 

Die Wiesthalerin Lisa Bonengel 
hat das Mädchenbildungswerk 
des Gemündener Kreuzklosters 
mit der Mittleren Reife abge-
schlossen und absolvierte eine 
Berufsausbildung zur Kauffrau 

für Bürokommu-
nikation bei der 
Fi r m a  D ü ke r  i n 
Laufach. Bis Juni 
besucht sie die Eu-
r o a k a d e m i e  i n 
A s c h a ffe n b u rg , 
um sich dort zur 
E u r o - M a n a g e -
ment-Assistentin 
weiterzubilden.

VOR ORT
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Rente mit 63 trotz 
Arbeitslosigkeit

Im Bundestagsausschuss für 
Arbeit und Soziales diskutierte 
ich Mitte Februar mit Frank-
Jürgen Weise, dem Vorstandsvor-
sitzenden der Bundesagentur für 
Arbeit, über Details zur geplan-
ten Umsetzung der abschlags-
freien Rente ab 63 Jahren für 
langjährig Beschäftigte. Versi-
cherte müssen mindestens 45 
Beitragsjahre vorweisen können, 
um Anspruch auf den abschlags-
freien Rentenzugang ab 63 Jah-
ren zu haben. 

Unser Gesetz sieht 
vor, dass neben Zei-
ten mit Pichtbei-
trägen aus abhän-
giger oder selbst-
ständiger Beschäf-
tigung auch Zeiten 
der Wehr- oder Zivil-
dienstpicht gelten, 
Zeiten der nicht er-
werbsmäßigen Pe-
ge von Angehörigen 
sowie Zeiten, in de-
nen Arbeitslosen 
o d e r  Te i l a r b e i t s -
l o s e n g e l d ,  L e i s -
tungen bei Krank-

heit (Krankengeld, Verletzten-
geld) oder Übergangsgeld be-
zogen wurden. Nicht berück-
sichtigt werden allerdings Zeiten 
der freiwilligen Versicherung 
und Zeiten des Bezugs von Ar-
beitslosenhilfe oder ALG II. 
Nähere Infos bietet das kosten-
lose Servicetelefon der Deut-
schen Rentenversicherung unter 
Telefon .(08 00)10004800

Abschaffung der 
Hofabgabeklausel steht 
ganz oben auf der Agenda

Wer sein Leben lang in die land-
wirtschaftliche Alterskasse ein-
gezahlt hat, hat einen Renten-
anspruch – unabhängig von der 
Frage, ob er seinen Hof abgibt 
oder nicht. Für die SPD-Bundes-
tagsfraktion ist ihre Abschaffung 
daher eine zentrale Gerechtig-
keitsfrage. Und etwas, das wir 
mit unseren Bauern vor Ort 
diskutieren müssen. Denn nur 
die SPD steht hier auf ihrer Seite!
Die Hofabgabeklausel ist einfach 
nicht mehr zeitgemäß, denn nur 
noch für ein Drittel der Betriebe 
ndet sich überhaupt ein Hof-
nachfolger. Derzeit haben sich 
zahlreiche Verbände und Verei-
nigungen mit der Zukunft der 
Hofabgabeklausel beschäftigt. 
Immer wieder tauchen Forderun-
gen nach zwanzig- oder mehr-
prozentigem Rentenabschlag bei 
nicht erfolgter Hofabgabe auf. 
Diese entbehren allerdings jeder 
seriösen Grundlage und ver-
schleiern durch ihre Unbedacht-
heit den Ernst der Lage. Aus 
unserer Sicht geht es hier nicht 
um das Feilschen auf einem 
Basar. Wir wollen die komplette 
Abschaffung der Hofabgabe-
klausel, denn nur so lässt sich der 
drohenden Altersarmut der Be-
troffenen efzient entgegen-
wirken. Gerade in ländlichen Re-
gionen bei uns in Unterfranken 
ist dies ein wichtiges Thema – 
auch wenn es nicht jeden Tag in 
der Zeitung steht. Hier bleiben 
wir dran!
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Notwendig ist die Bereitstellung 
einer ausreichend hohen Zahl 
von betrieblichen Ausbildungs-
plätzen. Die derzeitige Ausbil-
dungsbetriebsquote ist ange-
sichts des zukünftigen Fachkräf-
tebedarfs bei einem aberma-
ligen Minus von 13.700 Plätzen 
im Vorjahresvergleich auf 21,7 
Prozent gesunken und liegt da-
mit auf dem niedrigsten Niveau 
seit 1999. Gleichzeitig nahm aber 
der Gesamtbestand an Unter-
nehmen im fünften Jahr zu. Po-
tenzial besteht besonders bei 
den Kleinst- und Kleinbetrieben 
sowie mittleren Unternehmen. 

Unterstützung für 
ausbildende Betriebe

Betriebe, die sich Jugendlicher 
mit schlechteren Startchancen 
annehmen, erhalten Unterstüt-
zung durch die ausbildungsbe-
gleitenden Hilfen und die assis-
tierte Ausbildung.
Ein weiterer wichtiger Punkt ist 
die Gleichwertigkeit der allge-
meinen und beruichen Bildung. 
Wenn wir in Deutschland unsere 
Wettbewerbsfähigkeit erhalten 
und dazu eine ausreichende Zahl 
von Fachkräften ausbilden wol-
len, ist es grob fahrlässig, zwi-
schen der beruichen Bildung 
und der Ausbildung an Hoch-
schulen zu polarisieren. Beide 
Bildungswege müssen so mitein-
ander verknüpft werden, dass 
ein Wechsel problemlos möglich 
ist. Wie hoch hier der Bedarf ist, 
sieht man beispielsweise an den 
Kooperationen des Zentralver-
bandes des deutschen Hand-
werks mit Hochschulen, um Stu-
dienaussteigern neue Perspek-
tiven zu eröffnen.

Ausbildungsgarantie 
durch die Allianz für 
Aus- und Weiterbildung 
umsetzen

Das Erfolgsmodell der beruf-
lichen Bildung in Deutschland ist 
für viele junge Menschen der 
Weg in die Arbeitswelt und er-
möglicht die Verwirklichung in-
dividueller Lebensziele. Unser 
Land braucht diese Fachkräfte 
von morgen. Ein gleichwertiges 
Miteinander von allgemeiner 
und beruicher Bildung gibt den 
jungen Menschen die  not-
wendige Flexibilität beim Eintritt 
in das Berufsleben. Wir wollen 
den Ausbildungspakt zur Allianz 
für Aus- und Weiterbildung ge-
meinsam mit den Sozialpartnern 
weiterentwickeln und eine tarif-
liche Ausbildungsgarantie ge-
meinsam umsetzen.

Duale Ausbildung ist ein 
Erfolgsmodell

Die duale Berufsausbildung in 
Deutschland ist ein Erfolgsmo-
dell. Vielen jungen Menschen 
eröffnet sie über die Erlangung 
der vollen Berufsfähigkeit den 
Einstieg in die Arbeitswelt und 
damit die Chancen auf sichere 
Lebensperspektiven. Vor diesem 
Hintergrund ist es uns ein beson-
deres Anliegen bei der Weiter-
entwicklung des Ausbildungs-
pakts zur Allianz für Aus- und 
Weiterbildung die Sozialpartner 
mit ins Boot zu holen und die im 
Koalitionsvertrag festgeschrie-
bene  Ausbildungsgarantie zum 
Beispiel durch Tarifverträge ge-
meinsam umzusetzen.


